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Bayern und die Reichsgründung 1870

Bayerische Außenpolitik unter Max II.

· Unter Max II. war die Außenpolitik hauptsächlich von der deutschen Frage und dem Verhältnis zu den Großmächten Preußen und Österreich bestimmt.
·  Im Rahmen der Ereignisse in Frankfurt und den Beschlüssen der dortigen Nationalversammlung vertraten Max II. und sein Außenminister von der Pfordten die so genannte Triasidee, da sie ein Deutschland ohne Österreich ablehnten. Bayern sollte in der Trias innerhalb des so genannten Dritten Deutschland die Führung übernehmen.
· Bei einem Ausschluss Österreichs befürchtete Bayern den Verlust seiner Souveränität und Eigenständigkeit. Außerdem setzte man sich (vergeblich) für eine Aufnahme Österreichs in den Zollverein ein. Die Möglichkeit seine Position durch ein Bündnis mit Frankreich zu stärken, wurde von Bayern nicht wahrgenommen. 
· Militärisch und folglich auch außenpolitisch war Bayern also ein schwacher Faktor in Deutschland und Europa
· Preußen forcierte ab 1849 seine Unionspolitik mit dem Ziel der Vorherrschaft in  Kleindeutschland. Dem Dreikönigsbündnis von 1849 schlossen sich insgesamt 27 Staaten an. Zudem eröffnete Preußen 1850 das Erfurter Unionsparlament.
· In der Opposition standen neben Österreich nur Bayern und Baden Württemberg. Sie erreichten aber eine Wiedereröffnung des Frankfurter Bundestages, dem aber die 22 Staaten der Union fernblieben. Außerdem gab es noch eine Auseinandersetzung zwischen Österreich und Preußen, die in Kurhessen fast zu einem Bürgerkrieg geführt hätte. Bayern wurde dabei von Österreich instrumentalisiert, von der Pfordten bemerkte dies aber nicht.
· Die Kraftprobe der Großmächte Österreich und Preußen gipfelte in der Olmützer Punktuation vom 29.11.1850. Diese lautete zu Gunsten der Donaumonarchie. Preußen musste offiziell auf seinen Führungsanspruch verzichten und der Deutsche Bund wurde wieder voll hergestellt. Durch diese verheerende diplomatische Niederlage war Preußen nachhaltig gereizt und auch das Verhältnis zu Bayern durch die Ereignisse in Hessen schwer beschädigt. Von der Pfordten interpretierte die Bestimmungen völlig falsch.  
· Ab 1851 herrschte der österreichisch-preußische Dualismus vor, der auch im den Bereichen Wirtschaft und Handel ausgetragen wurde. Bayern nahm eine Vermittlerrolle ein und versuchte weiterhin, Österreich in den Zollverein zu integrieren. Man erreichte aber nur einen Handelsvertrag zwischen dem Zollverein und Österreich (1853), da Preußen gegen eine Aufnahme war. 
· Mit der Konferenz von Bamberg 1854, verbuchte von der Pfordten einen gewissen Vermittlungserfolg. Er bewegte die deutschen Mittelstaaten dazu, sich für die Friedenserhaltung im Krimkrieg einzusetzen. Österreich sah in dem Krieg eine Chance zur Expansion und wollte den Deutschen Bund zur militärischen Beteiligung bewegen.
Preußens Hegemonialbestrebungen und  Deutsch-dänischer Krieg im Rahmen wechselnder Herrschaftsverhältnisse 

· Wilhelm I. übernahm in Preußen 1858 die Regentschaft und 1861 die Regierung
· 1862 kam es zum Heeres- und Verfassungskonflikt. Wilhelm I. plante eine Reform des Heereswesens und wollte die Armee in Friedenszeiten erweitern. Das Parlament verknüpfte aber die notwendige Steuerbewilligung mit Forderungen. Daraufhin befürchtete er einen Machtverlust und dachte sogar daran abzudanken. Schließlich berief er aber den konservativen Otto von Bismarck zum preußischen Ministerpräsidenten eines überwiegend liberalen Parlaments. 
· Bismarck regierte ohne Parlamentsmehrheit und sogar ohne genehmigtes Budget. Er setzte eine gewaltige Aufrüstung des preußischen Heeres durch. Bereits ab 1863 begann er mit dem Kampf um die preußische Hegemonie in Deutschland. Zudem verhinderte er die Teilnahme des preußischen Königs am Frankfurter Fürstentag 1863, auf dem die großdeutsche Lösung favorisiert wurde und knüpfte später die Annahme der Beschlüsse an inakzeptable Forderungen. Dadurch scheiterte das Projekt.
· Im selben Jahr gibt es einen neuen dänischen König, der Schleswig in sein Reich eingliedern wollte. Das widersprach den Vereinbarungen mit Preußen und Österreich, die auf das Londoner Protokoll von 1852 zurückgingen. Schleswig-Holstein und das Herzogtum Lauenburg waren in Personalunion mit der dänischen Krone verbunden. Während Holstein und Lauenburg Mitglieder des Deutschen Bundes waren, war dies bei Schleswig nicht der Fall. Die Gebiete sollten aber nicht getrennt werden. Österreichische und preußische Truppen besetzten das Herzogtum (Bundesexekution).
· Bayern setzte sich für die Selbständigkeit von Schleswig-Holstein unter der Regierung der Linie Schleswig-Holstein-Sonderburg-Augustenburg ein. Bismarcks Plan sah aber die Annektierung der Herzogtümer vor. 
· In der Frühphase des Konflikts, in dem Bayern unter großem Druck stand, stirbt Max II. und sein 18-jähriger Sohn Ludwig wird sein Nachfolger.
· Der politisch unerfahrene Ludwig II. macht im Dezember 1864 von der Pfordten wieder zum bayerischen Außenminister. Dessen Ziele waren immer noch die Vereinigung der Mitteldeutschen Staaten zum Dritten Deutschland und die Vermittlung zwischen Österreich und Preußen auf der Grundlage des Deutschen Bundes. Letztendlich musste Bayern die Beschlüsse des Gasteiner Vertrages von 1865 akzeptieren. Er sah ein Kondominium vor, Österreich verwaltete demnach Holstein und Preußen verwaltete Schleswig. Lauenburg fiel ebenfalls an Preußen. Kurz darauf brachte Bismarck Bayern bei einem Gespräch in München auf seine Seite, bei dem er versprach, Süddeutschland nicht in die Hegemoniebestrebungen mit einzubeziehen.
· Entgegen den Bestimmungen des Vertrags strebte Österreich eine andere Erbfolgeregelung für Holstein an. Die Konsequenz war eine erneute Auseinandersetzung mit Preußen im deren Zuge preußische Truppen Holstein besetzten. Zudem beantragte Preußen (bewusst) in Einklang mit seinen Hegemonialbestrebungen eine Reform des Deutschen Bundes ohne Österreich.
· Bayern versuchte daraufhin zu vermitteln und den Deutschen Bund zu retten. Dabei trat es für Österreich ein und stimmte auch der Mobilmachung der Bundeskontingente zum Schutz der Verfassung des Bundes zu. Österreich brachte die Angelegenheit vor den Bundesrat; Preußen sah dies als Bruch der Vertragsbedingungen. 
Der Deutsche Krieg und seine Auswirkungen für Bayern

· Bismarck sah die Gelegenheit zur Durchsetzung der Hegemonie mit militärischen Mitteln gekommen. 
· Österreich verlangte eine Bundesexekution gegen Preußen, das diese einfach als nichtig erklärte und seinerseits aus dem Deutschen Bund austrat. Bismarck ließ Truppen in Sachsen, Hannover und Kurhessen einmarschieren.
· Bayern blieb auf der Seite des Deutschen Bundes und zog an der Seite Österreichs in den Krieg den von der Pfordten verhindern wollte. Letztendlich begünstigte er ihn aber auch durch seine unentschlossene  Haltung und die Verhinderung der Modernisierung der bayerischen Armee nach seinem zweiten Amtsantritt. Sie war nicht kriegstauglich. 
· Der Außenminister verhinderte zudem die rechtzeitige Zusammenführung der Truppenteile mit seinen Bündnispartnern, weshalb an der Entscheidungsschlacht bei Königgrätz (Sadowa) am 3.7.1866 keine bayerischen Truppen beteiligt waren. Diese wurden kurz darauf in mehreren kleineren Schlachten von Preußen und seinen Bündnispartnern geschlagen. Nürnberg und Würzburg wurden in der Folge besetzt.
· Der Waffenstillstand zwischen Bayern und Preußen wurde am 2.8.1866 geschlossen.
Die Friedensschlüsse von 1866

· Nachdem Österreich und Preußen bereits den Präliminarfrieden von Nikolsburg (22.7.1866) besiegelt hatten, versuchte von der Pfordten für Bayern zu retten was noch zu retten war.

· Bismarck beabsichtigte Bayern und die übrigen süddeutschen Staaten von Österreich fernzuhalten und getrennt mit ihnen zu verhandeln, um deren Verbindung zur Donaumonarchie endgültig zu trennen.
· Dies gelang mit dem Frieden von Prag (23.8.1866). Preußen beherrschte fortan ganz Norddeutschland und hatte Österreich damit aus Deutschland hinausgedrängt. Die Norddeutschen Staaten wurden unter Preußens Führung zum Norddeutschen Bund zusammengefasst und Hannover, Kurhessen, Nassau und Frankfurt wurden preußisch.
· Bismarck stellte zunächst hohe Forderungen an Bayern: Ein Fünftel des bayerischen Staatsgebietes, damit 500 000 Einwohner und 32 Millionen Gulden Kriegskosten. Bayern war völlig in der Hand Preußens.

· Durch eine Milderung der Forderungen sollte Bayern für Preußen bündnisfähig gemacht werden.

· Im Frieden von Berlin (22.8.1866) wurde endgültig festgelegt:
-- Die Zahlung von 30 Millionen Gulden

-- Geringe Gebietsabtretungen in Nordbayern und Thüringen,

-- Die Akzeptanz des Norddeutschen Bundes

-- Ferner wurde in einem geheimen Zusatz ein preußisch-bayerisches Schutz-




und Trutzbündnis geschlossen, dass die bayerischen Truppen im Kriegsfall 




unter preußischen Oberbefehl stellte.

· Ein geplanter Süddeutscher Staatenbund, dessen Planung vor allem auf die Initiative Frankreichs hin betrieben wurde, kam wegen den Befürchtungen der übrigen Mittelstaaten, Bayern könnte zu mächtig werden, nicht zustande.

· In einer Debatte im bayerischen Landtag über das künftige Verhältnis zu Preußen votiert die Kammer der Abgeordneten gegen einen Anschluss an Preußen, die Kammer der Reichsräte dafür.

→
Bayern verlor seine außenpolitische und militärische Souveränität und war fortan von 


Preußen abhängig.

Neueinrichtung des Zollvereins unter der Führung Preußens
· Neue Zollvereinsverhandlungen sollten auch die wirtschaftliche Einheit sicherstellen. Österreich war bereits ausgeschieden und Preußen hatte das Kündigungsrecht.
· Am 8.7.1867 unterzeichnete Bayern den neuen Zollvertrag mit Preußen. Die Aufnahme in Bayern war unterschiedlich:




- Fortschrittspartei: Wichtiger Schritt zum deutschen Einheitsstaat




- Industrie, Gewerbe und Handel: positive Aufnahme




- Bayerische Patrioten: Besiegelung der volkswirtschaftlichen Diktatur 




   Preußens

· Der neue Zollverein bestand aus einem Zollparlament und einem Zollbundesrat. Die Gremien entsprachen damit den Organen des Norddeutschen Bundes, die um die Vertreter der süddeutschen Staaten erweitert wurden. Zusammensetzung des Zollbundesrats: 58 Mitglieder, Preußen 17, Bayern 6, Württemberg 4, Baden 3, Hessen 2.
→
Die wirtschaftliche Einigung ging der politischen voraus. Preußische Wirtschafts-hegemonie.

· Von der Pfordten sah sich nicht mehr in der Lage die angestrebte Versöhnung zwischen Preußen und Österreich zu betreiben und bat um seinen Abschied. 

Sein Nachfolger wurde Chlodwig von Hohenlohe-Schillingsfürst. (31.12.1866)
Das Ministerium Hohenlohes

· Hohenlohe war fortschrittlich, liberal, kleindeutsch und pro-preußisch eingestellt. Unter ihm wurden in Bayern zahlreiche fortschrittliche Reformen durchgeführt. 

· In einem programmatischen Rundschreiben (24.2.1867) stellte er ein Verfassungsbündnis mit dem übrigen Deutschland auch unter dem Ausschluss Österreichs als Zielsetzung vor. Bayerns Souveränität sollte gewahrt bleiben. Ferner sollte Preußen Hegemonialmacht sein.

→  Widersprüchliche Zielsetzung
→  Eine deutsche Einigung auf friedlichem Wege schien aufgrund der Gegensätze unmöglich.

· 1869: Hohenlohes Vorgehen gegen die vom Vatikan angestrebte Dogmatisierung der Unfehlbarkeit des Papstes führte bei den Wahlen zum Landtag zu einer Mehrheit der katholischen Patrioten. Hohenlohe bat als Folge um seine Entlassung.

· Nachfolger wurde Otto Graf Bray-Steinburg.

Der Weg in den deutsch-französischen Krieg 1870/71

· Der einzige Feind der Deutschen Einigung war, nachdem Österreich ausgeschaltet worden war, der französische Kaiser Napoleon III. 

· Im Streit um die Nachfolgeregelung der Spanischen Thronfolge erlitt Preußen eigentlich eine diplomatische Niederlage. Napoleon reichte allerdings die Verzichterklärung nicht und er bedrängte den preußischen König Wilhelm I., der gerade zur Kur in Bad Ems weilte, eine Verzichterklärung für alle Zeiten abzugeben.
· Wilhelm I. verweigerte dies und Bismarck erzwang durch die Veröffentlichung der Emser Depesche die französische Kriegserklärung.

· Bayern wäre laut dem geheimen Schutz- und Trutzbündnis von 1866, das Bismarck längst veröffentlich hatte, eigentlich gezwungen gewesen, gemeinsam mit Preußen den Kampf aufzunehmen.

· Per Gesandten (Werthern) ließ Bismarck überall in Süddeutschland verkünden: „Zögerung oder Zweifel am casus foederis wird von uns als Bruch des Bündnisses angesehen.“

· Dennoch waren die bayerischen Minister zunächst gespalten. 
· Der bayerische Außenminister Bray wägte ab: 
„Gehen wir mit Preußen und gewinnt es diesen Krieg, so ist es gezwungen den Bestand Bayerns zu achten. Unterliegt Preußen, so verlieren wir vielleicht die Pfalz, aber mehr kann uns nicht geschehen, denn Frankreich muss die Selbständigkeit der deutschen Einzelstaaten immer begünstigen; das gleiche tritt ein, wenn wir neutral geblieben sind und Frankreich siegt. Siegt aber Preußen, obwohl wir es gegen den Vertrag im Stich gelassen haben, dann erwartet uns das Schicksal Hannovers, Es wäre finis Bavariae.“

· Die Regierung und König Ludwig II. waren für den Kriegseintritt Bayerns. Im Landtag sprachen sich die Katholisch-konservativen gegen den Eintritt aus. Die notwendigen Kriegskredite wurden aber dank der Stimmen der Bayerischen Patriotenpartei doch genehmigt. (20.7.1870) 
Der deutsch-französische Krieg

· Die beiden bayerischen Armeekorps unter dem Kronprinzen Friedrich waren zunächst an den Siegen bei Weißenburg (4.8.1870) und Wörth (6.8.1870) beteiligt und trugen im Anschluss daran bei der Schlacht bei Sedan (1./2.9.1870) maßgeblich zum Sieg der deutschen Waffen bei.

· In der Folge nehmen bayerische Truppen auch an der Belagerung von Paris und den Kämpfen an der Loire sowie in den Schlachten um Orléans teil.
· In Bayern belebte der Kriegsbeginn besonders das deutsche Zusammengehörigkeits-gefühl.

· Nach dem Sieg über Napoleon III. war damit das letzte Hindernis auf dem Weg zur Gründung eines deutschen Nationalstaates beseitigt.
Ausgangslage bei Kriegsende
· 28.01.1871 Waffenstillstand

· Ca. 3800 Tote; 11.000 Verletzte

· Nach preußischem Erfolg: Notwendigkeit der Gründung eines deutschen Nationalstaates unter preußischer Führung, da Bayern für eine isolierte Politik zu schwach und keine Hoffnung auf österreichische o. französische Unterstützung; Außerdem: Akzeptanz der Lösung der deutschen Frage vom Großteil der Bevölkerung

· Erkenntnis Bayerns, dass der Kriegsausgang für den inneren Ausbau Deutschlands Konsequenzen haben muss => königliche Erlaubnis mit Gesandten des Norddeutschen Bundes zu verhandeln

· Behutsames Vorgehen Bismarcks gegenüber Bayern wegen Pressionen gegen den bayr. Gesandten Tauffkirchen unglaubwürdig

→
Ziel Bayerns: Mitwirkung an der Neugestaltung Deutschlands innerhalb der Grenzen der eigenen Selbstständigkeit; Teilnahme an Besprechungen; Ablehnung eines blanken Eintritts in den Norddeutschen Bund => Ersetzen des Norddt. Bundes durch einen neuen, stark föderalisierten Bund oder ein Doppelbund aus dem engeren Norddeutschen und einem weiteren Süddeutschland einschließenden Bund

Die Münchner Konferenzen von 22.-27.09.1870
· Teilnahme sämtlicher bayr. Minister mit dem preußischen Staatsminister Delbrück und dem württembergischen Minister Mittnacht

· Unbestimmter Standpunkt Bayerns; Rettung von soviel Unabhängigkeit wie möglich; Doppelbundforderungen sollen Eintritt in den Norddt. Bund verhindern

· Einigung über bayr. Reservatrechtforderungen

· Wehrverfassung und eigenständige Außenpolitik bleiben umstritten

Die Versailler Verhandlungen ab dem 24.10.1870
· Separate Verhandlungen Bismarcks mit Bayern, Baden, Württemberg und Hessen

· Bayr. Interessen vertreten durch Bray, Pranckh und Lutz => bestehen auf Modell des engeren und weiteren Bundes => Isolation, da die anderen drei süddt. Staaten dagegen sind

· Nur zwei Möglichkeiten: Eintritt in den modifizierten Norddt. Bund oder Isolation

· Anreize Bismarcks: diplomatisches Vertretungsrecht (bayr. Beamte im Ausland als Vertreter der Reichsregierung); Vorsitz Bayerns im außenpolitischen Ausschuss des Bundesrates; vorbehaltene Änderung des Oberbefehls => Vertragsbestimmungen hätten formuliert werden können
· Aber: noch keine Ermächtigung des bayerischen Königs => Bray: Verschiebung der Verhandlungen

· Bismarck: Beschleunigung der Verhandlungen mit anderen süddt. Staaten und Drohung der Kündigung des Zollvereins

· Bray handelt ohne König => will Ermächtigung nachholen

· 8.11.1871: Beitritt Bayerns zum Norddt. Bund gegen Bismarcks Zugeständnisse mehrer Änderungen der Bundesverfassung und Reservatrechte
· Bedauern Österreichs über Bayerns Eintritt
Der Versailler Hauptvertrag vom 23.11.1870
· Unterzeichnet von bayr. Minister => Ludwig bleibt keine andere Chance, als das zu ratifizieren, was Minister bereits unterschrieben haben (7.12.1870)
· Zwischen dem König von Preußen als Oberhaupt des Norddt. Bundes und dem König von Bayern geschlossen. Baden und Württemberg waren bereits beigetreten.
· Artikel 1: ewiger Bund zwischen Norddt. Bund und Bayern (Beitritt des Königtums Württemberg in Aussicht) =>Deutscher Bund
· Artikel 2: Änderungen der Verfassung des Norddt. Bundes
· Artikel 3: Bayerische Reservatrechte
· Schlussprotokoll: Zusicherung weiterer Sonderrechte für Bayern
· Geheime Vereinbarung: Recht Bayerns zur Entsendung eines bayr. Bevollmächtigten bei Friedensverhandlungen nach Bundeskriegen; Verzicht der preuß. Ansprüche von 1866 auf Düsseldorfer Galerie
· Kein Einfluss Ludwig II. auf den Gang der Verhandlungen => anschließendes Verhalten widersprüchlich
Die Bemühungen Bismarcks dem preußischen König den Kaisertitel zu verschaffen
· Begründung: Befestigung der Reichseinheit und Befriedigung der öffentlichen Meinung
· Plan: König von Bayern soll im Namen der übrigen Bundesfürsten dem preuß. König die Kaiserkrone anbieten => soll akzeptabel erscheinen
· Eventuelle Probleme durch Ludwigs übersteigertes Verständnis von Monarchie und Souveränität => Beseitigung durch theologisches Gutachten, durch Möglichkeit des schriftlichen Angebots der Kaiserwürde und durch Faktum, dass, wenn es nicht Ludwig macht andere Fürsten aktiv werden
· Ludwig II. nutzt Möglichkeit um territoriale und finanzielle Forderungen zu stellen => beauftragt Bray die Summe von 2 Mio. Gulden und einen Gebietszuwachs für Bayern sicher zu stellen (31.10/1.11) => Weigerung Brays
· Rückgriff Ludwig II. auf seinen Intimus Max Graf von Holnstein
· Dreimalige Verhandlungen Holnsteins mit Bismarck (5.11-3.12): Forderungen nach Landbrücke von Unterfranken über den Odenwald zur Rheinpfalz => Ablehnung Bismarcks
· Bezüglich der finanziellen Forderungen: bekanntes Geheimschreiben Wertherns (19.11): 
„Der König von Bayern ist durch Bauten und Theater in große Geldverlegenheit gerathen. Sechs Millionen würden ihm sehr angenehm sein, vorausgesetzt, daß die Minister es nicht erfahren. Für diese Summe würde er sich auch zur Kaiser-Proclamation und Reise nach Versailles entschließen. Zweck der Reise des Grafen Holnstein ist mit Ew. Excellenz hierüber zu verhandeln.“

· Annahme, dass Ludwig II. seine Geldforderungen mit der Kriegskostenentschädigung von 1866 begründete => Aber: Bezahlung dieser Kosten geschah aus der Staatskasse; aktuelle Geldforderungen würden in den Privatgeldsäckel des Königs wandern
· Zahlungen in Höhe mehrerer Mio. an den dt. König bis zu seinem Tod nachgewiesen
Der Kaiserbrief König Ludwigs II.
 Holnstein brachte den von Bismarck vorgefertigten Brief nach seinen Verhandlungen am 27.11. mit nach Bayern
· Inhalt: Erklärung Ludwigs, dass er sich an die anderen Fürsten gewandt hat, um anzuregen, dass der preuß. König doch in Ausübung seines Präsidialrechtes den Kaisertitel tragen solle
· Geschicktes Begleitschreiben Bismarcks und Formulierung des Briefes neutralisieren Bedenken Ludwigs II. => Präsidialbefugnisse als Reichsbefugnis; kein Sonderrecht Preußens
· 30.11.1870: Unterzeichnung Ludwigs (veränderter Brief)
· 3.12.1870: Übergabe an Wilhelm I. durch Prinz Luitpold von Bayern

· 18.01.1871: Kaiserproklamation im Spiegelsaal von Versailles

Der Weg zum Reichsbeitritt Bayerns

· Aber: objektive Gründe überwiegen ( enge Bindung an Preußen durch Militärvertrag 1866; ökonomische Verflechtung durch Zollvertrag 1867; nationale Welle; gemeinsamer Kampf u. Sieg gg. Frankreich)

· „Schicksals“ Bayern schon durch Novemberverträge besiegelt; Zahlungen an Ludwig entsprechen Danksagung Bismarcks, dass der bayr. Monarch den glanzvollen Abschluss der Reichsgründung (Kaiserproklamation) ermöglichte; ersichtlich daran, dass Zahlungen erst nach dem Entschluss Ludwigs erfolgten

· Ratifizierung der Versailler Verträge durch die beiden Kammern des Bayr. Landtags zum Reichbeitritt nötig

· 2/3-Mehrheit nötig; Abstimmung außerhalb des Landes wg. politischer Bedeutung und Erregung
· Erste Kammer: Abstimmung am 30.01.1870
· Überwiegende Mehrheit der Reichsräte für Annahme der Verträge

· Zweite Kammer: 

· Abgeordnete lehnen Verträge mit Mehrheit ab

· Grund: Befürchtung der Mediatisierung Bayerns; Unterwerfung unter preuß. Absolutismus und Militarismus

· Zehntägige Redeschlacht im Kammerplenum: Abwiegen des für und wider der Verträge => Bis zuletzt unklar, welche Position sich durchsetzt

· 21.01.1871: Annahme der Verträge mit 102:48 Stimmen (Nur 2 Stimmen über Minimum!)

· Grund: 32 Mitglieder der Patriotenpartei entschieden sich um

· 29.01.1871: Austausch der Ratifikationsurkunden
· 30.01.1871: Ludwig II. setzt Verträge durch Ausfertigung und Verkündigung rückwirkend zum 1.01.1871 in Kraft => Bayern endgültig ein Teil des neuen Reiches
Ausblick: Bayern im Reich

· 16.04.1871: Verfassung des Deutschen Reichs: Beschränkung der bayr. Staatlichkeit und der Souveränitätsrechte des Königs => Gliedstaat eines Bundesstaates => kein Bündnisrecht, keine eigenen Entscheidungen über Krieg und Frieden

· Verfassungsrechtliche Stellung Bayerns im Reich

· unentziehbares Recht auf Existenz gegenüber dem Reich

· nach wie vor ein Staat mit Staatsgebiet, Staatsvolk u. Staatsrecht
· Mitgliedschaftsrechte: Beteiligung an bei Bildung des Reichswillen und Ausübung der Reichsgewalt (Sitz und Stimme im Bundesrat)
· Besondere Mitgliedschaftsrechte: 1. stellvertretenden Vorsitz im Bundesrat; 2. einen ständigen Sitz im Bundesratsauschuss für das Landesheer; 3. den ständigen Vorsitz im Bundesratsauschuss für auswärtige Angelegenheiten
· Bestimmte Hoheitsrechte (originäre Rechte) Bayerns:

· Recht auf eigene Verfassung

· Recht auf Besitz

· Recht auf Ausübung seiner Zuständigkeiten in Gesetzgebung, Gerichtsbarkeit und Verwaltung; z. T. auch auf dem Gebiet der auswärtigen und militärischen Gewalt

· Recht auf Freiheit von allen Eingriffen des Reiches, die nicht in der Reichsverfassung zugelassen waren

· Besondere Hoheitsrechte (Reservatrechte) Bayerns: Befreiung von der Reichsgesetzgebung und Reichsaufsicht 

· im Heimat- und Niederlassungswesen

· im Eisenbahnwesen

· Post- und Telegraphenwesen

· Im Immobilienversicherungswesen

· Hinsichtlich der Besteuerung des inländischen Branntwein und Bieres

· Im Verehelichungswesen

· In bestimmtem Umfang im Militärwesen

Resümee

· Preußen wird nach und nach übermächtig im Reich. Preußen hatte die alleinige Sperrminorität im Bundesrat. 

· Im Laufe der Zeit stellten sich immer mehr Unitarisierungstendenzen ein (z.B. Einführung des BGB 1900). Der Gesamtstaat erfuhr einen Bedeutungszuwachs, vor allem auch in der Bevölkerung. 

· Preußen stellte immer den Deutschen Kaiser und den Reichskanzler.

· Bayern war ohnehin schon seit 1866 von Preußen abhängig.

· Vor allem die Politik von der Pfordtens offenbarte schon die Unterlegenheit Bayerns.

· Auch die Planungen einen Südbund oder einen loseren Bundesstaat zu gründen, scheiterten. Dafür war auch die Schwäche Österreichs verantwortlich.

Literatur: 

Spindler, M., Kraus, A., Schmid, A. (Hrsg.): Handbuch der bayerischen Geschichte, Bd. 4/I, München 22003.
Kraus, A.: Geschichte Bayerns, Von den Anfängen bis zur Gegenwart, München 32004.

Ücker B.: Wie Bayern unter die Pickelhaube kam, München 21976.

Hartmann, P.-C.: Bayerns Weg in die Gegenwart, Vom Stammesherzogtum bis zum Freistaat heute, München 22004.

Treml, M.: Geschichte des modernen Bayern, Königreich und Freistaat, München 1994.
PAGE  
1

